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Russlands Krieg gegen die Ukraine: Einstufung eines 
Staates als ein dem Terrorismus Vorschub leistender Staat 

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj ersuchte im April 2022 zunächst den Kongress der Vereinigten Staaten 
(USA) und das Weiße Haus darum, Russland in die Liste der als dem Terrorismus Vorschub leistenden Staaten 
aufzunehmen. Seitdem hat er den Aufruf an Regierungen auf der ganzen Welt ausgeweitet. Sowohl das US-
Repräsentantenhaus als auch der Senat haben Resolutionen verabschiedet, in denen der Außenminister Antony 
Blinken aufgefordert wird, Russland in die Liste aufzunehmen, was er bislang abgelehnt hat. Am 18. Oktober 2022 
führte das Europäische Parlament eine Aussprache über die Einstufung Russlands als ein dem Terrorismus Vorschub 
leistender Staat. Das Parlament wird voraussichtlich auf seiner November-II-Plenartagung über eine 
Folgeentschließung abstimmen, in der die Anerkennung der Russischen Föderation als ein dem Terrorismus Vorschub 
leistender Staat gefordert wird. 
Hintergrund  
Russlands Krieg gegen die Ukraine verstößt grob gegen das Völkerrecht und fordert unzählige Menschenleben. 
Russland richtet Angriffe gegen die Zivilbevölkerung und zivile Infrastruktur, darunter Krankenhäuser, medizinische 
Einrichtungen und Schulen. Das russische Militär hat seine brutalen Angriffe auf ukrainische Städte verstärkt, die sich 
gegen Kraftwerke, die Wasserversorgung und andere wichtige Infrastrukturen richten. Es gibt keine international 
vereinbarte Definition von Terrorismus. Der Rat der Europäischen Union hat terroristische Straftaten als Straftaten 
definiert, die u. a. mit dem Ziel begangen werden, die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüchtern und 
die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Landes ernsthaft zu 
destabilisieren oder zu zerstören. Wie Kommissionsmitglied Ylva Johansson in einer Rede im Plenum am 18. Oktober 
2022 feststellte, verfügt die EU derzeit jedoch nicht über einen Rechtsrahmen, mit dem ein Drittland als ein dem 
Terrorismus Vorschub leistender Staat eingestuft werden könnte. 
Dem Terrorismus Vorschub leistende Staaten 
Das US-Außenministerium führt derzeit vier Länder als dem Terrorismus Vorschub leistende Staaten auf, da sie 
ständige Unterstützung für Handlungen des internationalen Terrorismus geleistet hätten. Syrien steht seit 1979 auf 
der Liste, Iran seit 1984, die Demokratische Volksrepublik Korea (Nordkorea) seit 2017 und Kuba (erneut) seit 2021. 
Auch der Irak, der Sudan und Libyen standen schon einmal auf der Liste. Die Einstufung hat weitreichende Folgen im 
Bereich der Sanktionen und der Staatenimmunität. Zu den Sanktionen gehören Beschränkungen der Auslandshilfe 
der USA, ein Verbot der Ausfuhr und des Verkaufs von Verteidigungsgütern, bestimmte Kontrollen der Ausfuhr von 
Gütern mit doppeltem Verwendungszweck sowie verschiedene finanzielle und sonstige Beschränkungen. Die 
Einstufung hat auch erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen auf alle Länder, die weiterhin mit dem betreffenden 
Staat zusammenarbeiten, da sie damit möglicherweise Ziel sekundärer US-Sanktionen werden könnten. Gleichzeitig 
wird durch die Einstufung die Immunität vor Bundesgerichten und einzelstaatlichen Gerichten in den USA 
aufgehoben, auf die ausländische Staaten normalerweise Anspruch haben. Beide Kammern des Kongresses haben 
nun Rechtsvorschriften erlassen, nach denen Russland in die Liste der dem Terrorismus Vorschub leistenden Staaten 
aufgenommen würde. Wenn Russland als terroristischer Staat eingestuft würde, wäre es nicht mehr immun gegen 
Klagen, die von US-Staatsangehörigen, Angehörigen der US-Streitkräfte und Mitarbeitern der US-Regierung im 
Zusammenhang mit den Handlungen Russlands in Tschetschenien, Georgien, Libyen, Syrien, dem Sudan und der 
Ukraine, von denen einige Jahrzehnte zurückreichen, in den USA angestrengt werden. Bei erfolgreichen Klagen könnten 
Urteile gegen eingefrorene russische Vermögenswerte vollstreckt werden. Die Einstufung eines Staates als ein dem 
Terrorismus Vorschub leistender Staat ist traditionell Staaten vorbehalten, die von den USA als „Pariahstaaten“ betrachtet 
werden. Im Wesentlichen unterhalten die USA keine formellen diplomatischen oder handelspolitischen Beziehungen zu 
Staaten, die sie als dem Terrorismus Vorschub leistende Staaten eingestuft haben. Auch Kanada verfügt im Rahmen 
seines Gesetzes über die staatliche Immunität über einen Mechanismus zur Einstufung von Ländern als dem Terrorismus 
Vorschub leistende Staaten; seit 2012 sind der Iran und Syrien als solche eingestuft. 
EU-Sanktionen zur Terrorismusbekämpfung 
Im Dezember 2001 nahm der Rat den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP und die Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 
über die Anwendung spezifischer Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus an, durch die es dem Rat ermöglicht wird, 
Personen, Vereinigungen und Körperschaften (jedoch keine Staaten) einzustufen, die an terroristischen Aktivitäten beteiligt 
sind. Die Einstufung von Personen als Terroristen beinhaltet das Einfrieren von Vermögenswerten und das Verbot, ihnen 
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Es bestehen gesonderte Sanktionsregelungen gegen die 
Taliban und gegen Personen und Organisationen, die mit Al-Qaida und ISIL/Da’esh in Verbindung stehen. 

EU-Sanktionen gegen Russland 
Als Reaktion auf die rechtswidrige Invasion der Ukraine durch Russland hat die EU im Rahmen von acht Paketen, die 
seit dem 23. Februar 2022 beschlossen wurden, eine Reihe von Sanktionen gegen Russland verhängt, die zu den 2014 
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als Reaktion auf die rechtswidrige Annexion der Krim beschlossenen Paketen hinzukommen. Die kumulativen 
Auswirkungen der Sanktionen sind in Umfang und Art beispiellos und umfassen u. a. Sanktionen gegen 
Einzelpersonen und Einrichtungen, drastische Finanz- und Handelsbeschränkungen, die auf besonders sensible 
Bereiche wie Luftfahrt, Energie und Technologie abzielen, sowie Beschränkungen für den russischen Rundfunk. In 
keinem der bisher beschlossenen Sanktionspakete gegen Russland wird jedoch auf Russland als terroristischer Staat 
oder dem Terrorismus Vorschub leistender Staat Bezug genommen, und sie zielen auch nicht darauf ab, die Immunität 
des russischen Staates infrage zu stellen (auch wenn die EU prüft, ob die eingefrorenen Vermögenswerte russischer 
und belarussischer Personen, gegen die Sanktionen verhängt wurden, eingezogen werden können). Die EU und ihre 
westlichen Verbündeten haben im Ausland gehaltene russische Zentralbankreserven im Wert von schätzungsweise 
300-500 Mrd. USD eingefroren. In jüngster Zeit hat es Beispiele dafür gegeben, dass staatliche Vermögenswerte 
beschlagnahmt und zur Entschädigung von Opfern von Ungerechtigkeit verwendet wurden, aber die Einziehung der 
russischen Staatsgelder wirft komplexe rechtliche und politische Fragen auf. In einer damit zusammenhängenden 
Entwicklung hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen am 14. November 2022 eine Resolution 
angenommen, in der den Mitgliedstaaten empfohlen wurde, ein internationales Schadensregister einzurichten, das 
als Verzeichnis von Beweisen und Schadensnachweisen dienen soll. 
Staatenimmunität und Völkerrecht 
Die Staatenimmunität ist ein anerkannter Grundsatz des Völkergewohnheitsrechts, der auf der souveränen Gleichheit der 
Staaten in der internationalen Rechtsordnung beruht und besagt, dass kein Staat der Gerichtsbarkeit eines anderen Staates 
unterworfen werden kann. Die Einrede der Staatenimmunität hindert ein nationales Gericht daran, seine Rechtsprechungs- 
und Durchsetzungsbefugnis in einem Rechtsstreit auszuüben, in dem der Beklagte ein ausländischer Staat (oder dessen 
Bevollmächtigter) ist. Während sich die Doktrin und die Praxis von der absoluten Immunität (d. h. einem vollständigen 
Verbot der Rechtsprechung und der Vollstreckung eines Anspruchs durch die Gerichte eines Staates gegen einen anderen 
Staat) zu einer restriktiven Immunität hin entwickelt haben, bleibt die Immunität eines ausländischen Staates gegen die 
Durchsetzung oder Vollstreckung von Zwangsmaßnahmen gegen ihn oder sein Eigentum in der Regel absolut. Unter den 
westlichen Ländern wenden derzeit nur die USA und Kanada die Ausnahmeregelung in Bezug auf Terrorismus auf die 
Staatenimmunität an. 

Opfer des Terrorismus – Rechte in der EU 
Als Reaktion auf Terroranschläge, die Europa in den letzten Jahren getroffen haben, hat die EU Rechtsvorschriften 
erlassen, um die Opfer von Terrorismus besser zu schützen und zu unterstützen. Opfer vorsätzlich begangener 
Gewalttaten – einschließlich Terroranschlägen – haben das Recht auf Zugang zu nationalen 
Entschädigungsregelungen, die von den Mitgliedstaaten eingeführt werden müssen. Die Entschädigung beschränkt 
sich jedoch im Wesentlichen auf Opfer terroristischer Straftaten, die innerhalb der EU begangen wurden. Die Opfer 
von in Drittländern begangenen Straftaten haben nur Ansprüche im Zusammenhang mit den Strafverfahren, die in 
der Union geführt werden. Auch Drittstaatsangehörige und Staatenlose, die im Hoheitsgebiet der EU Opfer von 
Straftaten geworden sind, können davon profitieren. Die bestehenden Rechtsvorschriften auf EU-Ebene stellen jedoch 
keine Rechtsgrundlage für Schadenersatzansprüche gegen Drittstaaten dar, die an terroristischen Handlungen 
beteiligt sind oder dem Terrorismus Vorschub leisten.  
Entschließungen des Parlaments, in denen Russland als dem Terrorismus Vorschub 
leistender Staat benannt wird 
Die Parlamentarische Versammlung des Europarates und die nationalen Parlamente von vier EU-Mitgliedstaaten 
haben unverbindliche Entschließungen angenommen, in denen Russland zu einem dem Terrorismus Vorschub 
leistenden Staat erklärt wird. Das litauische Parlament nahm seine Entschließung am 11. Mai 2022 an, das lettische 
Parlament am 11. August 2022, das estnische Parlament am 18. Oktober 2022 und der polnische Senat am 26. Oktober 
2022. Am 13. Oktober 2022 nahm die Parlamentarische Versammlung des Europarates die Entschließung 2463 (2022) 
an, in der die Mitgliedstaaten des Europarats aufgefordert werden, das derzeitige russische Regime zu einem 
terroristischen Regime zu erklären. 
Standpunkt des Europäischen Parlaments 
In einer am 19. Mai 2022 angenommenen Entschließung zur Bekämpfung der Straflosigkeit bei Kriegsverbrechen in der 
Ukraine wurde die Kommission nachdrücklich aufgefordert, „ein Rechtsinstrument zu schaffen, das es ermöglicht, 
eingefrorene russische Vermögenswerte und Gelder einzuziehen, damit sie als Wiedergutmachung und für den 
Wiederaufbau der Ukraine verwendet werden können“. Am 6. Oktober 2022 nahm das Parlament eine Entschließung 
zu Russlands Eskalation seines Angriffskriegs gegen die Ukraine an, in der es die massiven Menschenrechtsverletzungen 
und Kriegsverbrechen durch die russischen Streitkräfte scharf verurteilte und eine Ausweitung der Sanktionen gegen 
Russland auf neue Bereiche forderte. Das Parlament forderte außerdem die Kommission und die beiden 
gesetzgebenden Organe auf, die Ausarbeitung der rechtlichen Regelung für die Einziehung von Vermögenswerten, die 
durch die Sanktionen eingefroren wurden, zügig zu vollenden. Der Entschließungsantrag zur Anerkennung der 
Russischen Föderation als ein dem Terrorismus Vorschub leistender Staat wurde im Anschluss an die Aussprache im 
Plenum vom 18. Oktober 2022 eingereicht und soll nun zur Abstimmung gestellt werden.  
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